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Von Konsens und Kuriosem: Die 
Geschichte der Wahlen in Liechtenstein   
Wilfried Marxer eröffnete die neue Vortragsreihe des Liechtensteins-Instituts mit einem Rückblick auf die vergangenen Landtagswahlen. 

Sina Thöny 
 
In acht Tagen wird klar, wer für 
die nächsten vier Jahre in den 
Landtag einziehen wird. Damit 
wird der liechtensteinische 
Landtag zum 44. Mal gewählt. 
Wieso das Stimmvolk aber nur 
43 Mal an die Urne gebeten 
wurde und wie sich das 
 Stimmverhalten in den letzten 
Jahrzehnten verändert hat, 
 erläuterte Politologe Wilfried 
Marxer am Donnerstagabend 
im Dienstleistungszentrum 
Giessen in Vaduz. Mit seinem 
Vortrag «Landtagswahlen – 
Eine Rückschau» bildete er den 
Auftakt zur vierteiligen Vor-
tragsreihe «Wahlen 2025» des 
Liechtenstein-Instituts. 

Von Kuriosem aus der 
Vergangenheit ... 
Der Landtag hat seit seiner 
Gründung 1862 so einige 
 Veränderungen durchgemacht. 
Über die Jahrzehnte wuchs das 
Parlament von 15 auf die heuti-
gen 25 Abgeordneten und be-
gleitete Liechtenstein durch 
historische Ereignisse.  

Während der Zeit des Na-
tionalsozialismus bestand auch 
in Liechtenstein die Gefahr, 
dass nationalsozialistische 
Kräfte in den Landtag einzie-
hen. Deshalb wurde 1939 eine 
Sperrklausel von 18 Prozent 
festgelegt. Zusätzlich einigten 
sich die VU und FBP damals, 
eine stille Wahl abzuhalten: 
Fürst Franz Josef II. entliess den 
Landtag vor Ablauf der Man-
datsperiode und die beiden 
Parteien teilten die 25 Sitze un-

ter sich auf. Da die FBP und die 
VU eine Einheitsliste einreich-
ten, kam es erst gar nicht zu 
 einer Wahl durch das Volk. 

Aber auch weniger ernste 
Kuriositäten finden sich in der 
Geschichte des Landtags: In der 
Vergangenheit wurden Nicht-
wähler bestraft. Wer bei einer 
Wahl oder Abstimmung nicht 
teilnahm, musste fünf bis zehn 
Franken in die Armenkassen 
einzahlen und erhielt einen 
mahnenden Brief vom Regie-
rungschef höchstpersönlich. 
«Damals hatte der Regierungs-
chef noch Zeit für solche Sa-
chen, heute ist das natürlich 

nicht mehr möglich», scherzte 
Wilfried Marxer. 

... zu den Trends der  
Landtagswahlen ... 
Auch auf die aktuellen Wahlen 
kam Wilfried Marxer zu spre-
chen: Wie Studien der vergan-
genen Landtagswahlen gezeigt 
haben, ist die politische Land-
schaft in Liechtenstein relativ 
stabil. Bis auf wenige Ausnah-
men wechselten sich VU und 
FBP  in der Regierungs mehr -
heit ab, und auch sonst domi-
nieren die beiden Grosspar -
teien die Zusammensetzung 
des Landtages. Erst mit dem 

Eintritt der Freien Liste in den 
Landtag 1993 wurde das histo-
rische Duell FBP – VU etwas 
durchmischt. 

«Wenn man die Alleinstel-
lungsmerkmale anschaut, un-
terscheiden sich VU und FBP 
kaum», zeigt Marxer anhand 
der aktuellen «Smart Spider» 
der VU und FBP. Trotz des his-
torischen Zweikampfs bewegen 
sich beide Grossparteien in ih-
ren Wahlprogrammen nahezu 
deckungsgleich in der politi-
schen Mitte. Auch die Oppositi-
onspartei DpL setzt sich nur in 
ihrer restriktiven Haltung zur 
Migrations- und Aussenpolitik 

ab. Die Freie Liste bildet einen 
Sonderfall: Sie unterscheidet 
sich in allen auf der Plattform 
«wahlhilfe.li» erfragten Punk-
ten von den anderen drei Par-
teien und bewegt sich leicht 
links von der politischen  
Mitte.  

Wirft man aber einen Blick 
in die Profile der Landtagskan-
dierenden der Parteien, zeigen 
sich grosse Unterschiede inner-
halb der VU, FBP und den DpL. 
Manche Kandidierende der VU 
haben mehr mit Kandidieren-
den aus der FBP oder gar der 
Freien Liste gemein als mit Mit-
gliedern ihrer eigenen Partei. 
«Diese drei Parteien haben den 
Charakter einer Volkspartei, 
man deckt von links bis rechts, 
von oben bis unten alles ab», so 
Wilfried Marxer. Aber spätes-
tens im politischen Alltag wür-
den dann die Landtagsabgeord-
neten einer Partei enger zusam-
menrücken. Nur die Freie Liste 
tanzt wiederum aus der Reihe. 
Da die «Smart Spider»-Profile 
 ihrer Kandidierenden sich fast 
vollständig abdecken, trage sie 
mehr den Charakter einer Pro-
grammpartei. 

Auch das Wahlverhalten hat 
sich über die Jahre verändert. 
Früher warfen 70 Prozent den 
Stimmzettel unverändert ein,  
heute sind es gerade einmal  
30 bis 50 Prozent der Wähler-
schaft. Eine Zäsur für das 
 parteiengebundene Wählen 
bildete die Einführung des 
Frauenwahlrechts. Zuvor war 
relativ sicher, welche Familien 
VU oder FBP wählten. Laut 
Wilfried Marxer wurden solche 

Vorhersagen durch das Frauen-
wahlrecht schwieriger: «Wenn 
ein Mann aus schwarzem Haus 
und eine Frau aus rotem Haus 
heiraten, was tun dann die 
 Kinder? Alles wird ein bisschen 
unklarer. Das war schon hart 
für die Parteien.»  

... bis zu einem vorsichtigen 
Blick in die Zukunft 
Gleich zu Beginn des Vortrages 
stellte Wilfried Marxer klar, 
dass er keine Prognose für  
den Ausgang der aktuellen 
Wahlen geben werde. Auch  
mit aktuellen Trendumfragen 
oder historischen Entwicklun-
gen könnten die Ergebnisse 
nicht zuverlässig vorhergesagt 
werden.  

Jedoch erlaubt ein solcher 
Rückblick, die aktuellen Ge-
schehnisse besser einzuordnen. 
Für Wilfried Marxer zeigt sich 
vor allem eines: Die politische 
Kultur Liechtensteins ist kon-
sensorientiert mit Parteien, die 
sich stabil in der politischen 
Mitte bewegen.  

Auf Nachfrage des «Vater-
lands» wagt er dann doch eine 
vorsichtige Vorhersage: In Zu-
kunft könnten sich die Parteien 
stärker ideologisch ausprägen 
und in ihren Profilen vermehrt 
voneinander abweichen. Eine 
Radikalisierung hält Wilfried 
Marxer allerdings für unwahr-
scheinlich: «Eine Radikalisie-
rung passt nicht zur konsens -
orientierten Kultur Liechten-
steins.» Dies demonstriere 
auch der im internationalen 
Vergleich sehr gemässigte 
Wahlkampf. 

Wilfried Marxer führte durch die Geschichte der Landtagswahlen. Bild: Daniel Schwendener

Liechtenstein beobachtet politische Entwicklung in Norwegen  
In Norwegen zerbricht die Regierungskoalition: Warum das im ungünstigsten Fall auch Auswirkungen auf Liechtenstein haben könnte.  

1666 Kilometer liegen 
zwischen Vaduz und Oslo. 
Wenn im Norden die Regie-
rungskoalition zerbricht, kann 
das aber auch Liechtenstein 
nicht völlig kaltlassen. Schliess-
lich sind die beiden Länder ge-
meinsam mit Island die einzi-
gen drei Staaten, die zwar 
EWR-Mitglied sind, aber nicht 
der EU angehören. Sie sind da-
mit Teil des EU-Binnenmarkts 
und geniessen entsprechende 
Vorteile, müssen aber gewisse 
Regeln übernehmen. Welche 
EU-Gesetze für den EWR rele-
vant sind und in welcher Form 
und mit welchen allfälligen 
Ausnahmen diese ins EWR- 
Abkommen übernommen wer-
den, darüber beraten die drei 
Länder gemeinsam. 

Wie aber sind die jüngsten 
Ereignisse in Oslo aus liechten-
steinischer Sicht einzuordnen? 
Die Zentrumspartei verlässt die 
Regierung, wurde diese Woche 
publik. Grund für den Bruch 
sind unterschiedliche Auffas-
sungen zur Umsetzung eines 
EU-Energiemarktpakets. Die 
Zentrumspartei, die bisheriger 
Juniorpartner der Sozialdemo-

kraten war, lehnt gewisse Vor-
gaben ab und befürchtet, dass 
Norwegen die Kontrolle über 
den eigenen Energiemarkt ver-
lieren und sich die Strompreise 
erhöhen könnten.  

Ministerpräsident Jonas 
Gahr Störe möchte im Amt blei-
ben, seine Sozialdemokraten 
werden bis zur nächsten regulä-
ren Wahl im September alleine 
weiterregieren. Vorzeitige Neu-
wahlen sieht die norwegische 
Verfassung nicht vor. Dafür 
müssen die acht Ministerpos-
ten, die bisher die Zentrums-
partei innehatte, neu besetzt 
werden. Die Zentrumspartei 
stellte unter anderem den Fi-
nanzminister, den Vertei -
digungsminister und den Mi-
nister für Justiz und öffentliche 
Sicherheit.  

Koalition platzt  
inmitten des Wahlkampfs  
«Da es sich auch um einen 
Richtungsstreit der Koalitions-
partner hinsichtlich der euro-
päischen Integration handelt, 
ist insbesondere der Ausgang 
der Wahlen im September in 
Norwegen für Liechtenstein 

 interessant», gibt sich Regie-
rungschef Daniel Risch auf An-

frage noch zurückhaltend, was 
mögliche Auswirkungen auf 

Liechtenstein und den EWR  
angeht. Die Regierung werde 

aber die Entwicklungen in Nor-
wegen weiter beobachten. Man 
habe bisher auch zu den Minis-
tern der EWR-kritischen Zen-
trumspartei gute Kontakte ge-
pflegt. «Würde Norwegen tat-
sächlich den EWR als solches 
infrage stellen, hätte das aber 
natürlich weitreichende Aus-
wirkungen auch für Liechten-
stein», so Risch. Davon würde 
die liechtensteinische Regie-
rung jedoch aktuell nicht aus -
gehen.  

EWR sei ideale  
Integrationsform  
«Insgesamt haben die Diskus-
sionen rund um den EWR in 
den letzten Jahren und Jahr-
zehnten bei unseren EWR-Part-
nern in Norwegen und Island 
immer wieder gezeigt, dass der 
EWR für all unsere Staaten eine 
ideale Integrationsform mit der 
EU ist», betont Risch. Die Re-
gierungskrise in Norwegen zei-
ge allerdings, dass die frühere 
politische Stabilität in vielen eu-
ropäischen Staaten nicht mehr 
im gleichen Masse gegeben sei.  
 
Daniela Fritz

Von links: Regierungschef Daniel Risch, die ehemalige isländische Premierministerin Katrin Jakobsdóttir 

und Norwegens Regierungschef Jonas Gahr Støre bei einem Treffen in Oslo (Oktober 2023). Bild: IKR


